
27⁵
uns dütſche Gott der Lüge oder Täuſchung für fähig halten iſt
dieſelbe Läſterung, als ihn einfachhin JUm Lügner machen

Doch hierüber mögen dieſe kurzen Andeutungen genügen: ſie
ſind die unmittelbaren Folgerungen des ſchon Geſagten Alles Geſagte
iſt eigentlich die Umzäunung einer volksthümlichen Apologie, ami
ſie nicht mehr ſchade, als nutze Dennoch können die apologetiſchen
Sätze und eweiſe zum großen eil, wenn man will, In dieſe Form
gegoſſen werden. eber die förmliche pologie und die In ihr zu
behandelnden Wahrheiten und inwürfe vielleicht ſpäter

Kirchen, Pfarrhöfe, Friedhöfe als Objecte des
Grundbuches

Von Ritter Weismayr, Hofrath
Erſt mit der Einführung des Grundbuches wurden auch

Kirchen In dasſelbe aufgenommen, während ſie vordem, wenigſtens
der ege nach, darin nicht nden waren Dieſe Aenderung ET·

gibt ſich als eine ganz natürliche olge des Grundſatzes, daſs das
hrundbuch, auf der Einheit der Cataſtral⸗Gemeinde errichtet, ſämmt⸗
liche Grundflächen (Bau⸗ und Grundparcellen) jeder einzelnen
Cataſtral⸗Gemeinde aufzuzeigen hat

Die arcellen ſind entweder In den inlagen ſelbſt (im
Gutsbeſtandblatte) oder In einem Anhange des Grundbuches ver
eichnet, welcher die In der betreffenden Cataſtral⸗Gemeinde bor
findigen arcellen des La ich Grundbuches (Landtafel),
des if ah Es, ferner Parcellen, die als Beſtandtheile

einer Liegenſchaft gehören, we dem Grundbuche einer anderen
Kataſtral⸗Gemeinde inliegt, endlich die Arcellen des öffentlichen
Gutes (Res X:tra commereium), welches als ſolches ſeinem we
gemä von jedermann benützt werden darf, Ohin dem Privat⸗
erkehre entzogen iſt, (Wege, Straßen, Gewäſſer) namhaft macht

Kirchen werden alſo In den inlagen des Grundbuches threry
Cataſtral⸗Gemeinde zu Uchen emn

Von den drei attern der Einlage (Gutsbeſtands⸗ Eigenthums⸗,
Laſtenblatt) iſt * bei Kirchen das Eigenthumsblatt, welches gar
wunderliche Eintragungen enthält, den Eigenthümer nicht
bezeichnet, öoder 0 als Eigenthümer benennt, die ‘eS EL nicht
ſind Die Kirchengemeinde X, die Pfarrgemeinde, die Pfarr⸗Con⸗
CUrrenz, der eligionsfonds, ſind Bezeichnungen, die nicht ſelten
vorkommen. Einmal nannte gar der Entwurf einer Einlage als
Eigenthümer die Grundbeſitzer, we den Bau eines Kirchleins auf
dem Lande unternommen hatten; eS e freilich nur bei dem
Entwurfe!
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98 Eigenthum iſt das Recht, 1 deſſen ich eine SacheMein Auf dem Boden des Privatrechtes kann aber nur
erj en!t als Eigenthümer einer Liegenſcha Iin Betracht kommen,der als ſolcher Im Grundbuche verzeichnet Wer iſt aber

Eigenthümer einer Kirche, des zur chriſtlich⸗katholiſchen Gottes⸗
verehrung geweihten Gehäudes? Sowohl nach canoni  em als oſitivöſterreichiſchem Geſetze die Kirch ſelbſt, als juriſtiſche Perſonbetrachtet; nicht eine Gemeinde (die Kirchengemeinde, Pfarrgemeinde.)Fede Recht, als Befugnis aufgefaſst, ſetzt immer ein Subjee
voraus, dem eS Uſteht, und dieſes Subject kann nur eine Perſonſein, deren eigentlicher und urſprünglicher Begriff mit dem Begriffedes Menſchen zuſammenfällt. Rechte entſtehen nach unſerem Eſe

Eaber nicht bloß aus dem Charakter der Perſönlichkeit (angeborneRechte) ſondern aus dem Verhältniſſe einer moraliſchen(u1uriſtiſchen) Perſon

Das bürgerliche Eſe begnügt ich, zur Feſtſtellung des
Begriffes einer moraliſchen (ſuriſtiſchen) Perſon, auf erlaubte
Geſellſchaften und Gemeinden inzuweiſen. (S8 und 27.)Docetrin und Praxis ſind jedo darin einig, den Begriff viel
weiter faſſen und deshalb jener als juriſtiſche Perſon fingiertenRechtsperſönlichkeit alle jene E Uzuweiſen und einzuräumen,we das Geſetz ſelbſt Aus dem Verhältniſſe einer moraliſchen Perſonherleitet, mit anderen Worten: Die gleichen E mit den
einzelnen (phyſiſchen) Perſonen.

egri einer juriſtiſchen Perſon entwickelt ſich demnachfolgendermaßen Juriſtiſche Perſon Der Umſtand, daſs ‘S
Zwecke ſichern gibt, 8 nach Umfang und Dauer dem Ein⸗
zelnen nicht erreichbar ſind, ecke, 3u deren icherung 1 und
Macht, das Intereſſe und die ittel des Einzelnen oft nichtgenügen, gab Veranlaſſung, durch eine Rechtsfiction auch egriffe 3uPerſonen 3u erheben nd ihnen Rechtsfähigkeit zuzuerkennen. So
entſtan Im Unterſchiede Ur iſchen (natürlichen) die juriſtiſche(fingierte, moraliſche) Perſon. Die juriſtiſche Perſon In threreigentlichen, charakteriſchen Bedeutung hat darum keine arexiſtenz, beſteht nur In der Idee＋ 5  2  ählt nicht natürliche, phyſiſch

ern edient nur ailihrPerſonen al Mitglieder, ſondHandlungsfähigkeit mangelt gewiſſer Organe u Beſorgung threrAngelegenheiten. Träger des Rechtsverhältniſſes iſt die uriſtiſchePerſon ſe ſie wird durch eine Fiction In individualiſcher juriſtiſcherSelbſtändigkeit gedacht So fallen Stiftungen, geiſtliche Bene—
ficien, beſtimmten Zwecken angeſammelte Vermögensmaſſen(Fonde, Anſtalten) uUnter den Begriff juriſtiſche Perſon Im eigent⸗en Sinne. Zu den juriſtiſchen Perſonen zählen auch Vereinigungen,In welchen der Einzelne keinen beſtimmten, frei übertragbaren

88 und 26 allg bürgerl. Geſetzbuches.
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Antheil den Vermögensrechten der Vereinigung hat, nicht als
Intereſſent b rata Par erſcheint; ielmehr die Vereinigung als
olche die wahre Rechtsperſönlichkeit ar  E (Gemeinden, Corpo⸗
rationen, Klöſter dgl

Dem Rechtsinſtitute der juriſtiſchen Perſon verwandt und ſich
nähernd, gelten Vereine (Verbindungen, we Vermögenserwerb
nicht bezwecken), Geſellſchaften (auf Vermögenserwerb abzielend),
Communitäten (zu humanitären Zwecken gegründete, von dem
Wechſel der Mitglieder unabhängige Verbindungen).

Im Unterſchiede von dieſen und ähnlichen Inſtituten iſt 5
die uriſtiſche Perſon, welche durch ihre Organe zur ſelbſtändigen
Action auftritt, da ſich M ihr ſelbſt das Rechtsſubject verkörpert
und ihr Beſtand von dem Wechſel threr Organe nicht berührt wird.

Die juriſtiſche Perſon in ihrer eigentlichen, oben dargeſtellten
Bedeutung gilt als Rechtsſubject ſchon vom Momente ihrer Con⸗
ſtituierung und rlangt von dieſem Momente die Rechte der
Perſönlichkeit, wie die natürliche Perſon vom Zeitpunkte der Geburt,
ohne daß der Anerkennung oder Genehmigung ſeitens
einer Behörde edürfte; genug, daſs ſie unzweifelhaft Iun die
xiſtenz tritt; denn das Recht der Per ſönlichkeit iſt ſchon all⸗
gemeiner geſetzlicher Anordnung der juriſtiſchen Perſon gewahrt.
1es ird daraus klar, daſs der citierte araga bürgerl Geſetz
buch nach Unſerem Geſetze die einzige Unterlage und Ue dieſes
Rechtsbegriffes, den Rechtsbeſtand der juriſtiſchen Perſon als ſolcher

keine weitere Bedingung knüpft und von keiner anderen Voraus⸗
ſetzung Usgeht, als daſs der Zweck ein erlaubter ſei nter
dieſer Vorausſetzung hat die juriſtiſche Perſon ſchon α des Geſetzes
Anſpruch auf die gleichen Rechte wie die phyſiſche So iſt ſelbſt bei
Stiftungen die re  1  E Wirkung allgemeiner geſetzlicher
Beſtimmung chon mit der Willensäußerung des Disponenten Aun-
mittelbar verbunden)). Um eine Stiftung perfect machen, bedarf
C8 alſo nicht, daſs zu dem Willen des Disponenten noch ein weiter
Wille, der Behörde, hinzutrete, 30 auch das Hofkanzlei⸗Decret
vom 21 März 1841, Juſt.⸗Geſ.⸗Sammlung Nr 541, nicht die

E, ondern nuLr die Entſcheidung über die Annehmbarkeit
(d die Zuläſſigkeit Aus öffentlichen Rückſichten) der Staatsbehörde
Uweist, daſs zur Conſtituierung von Vereinen, regiſtrierten
Genoſſenſchaften dgl die Intervention der Staatsbehörde
vom Geſetze vorgeſchrieben iſt, läßt ſich nicht In gleicher Weiſe auf
die juriſtiſche Perſon Striéto anwenden.

Kirchen. Hienach muſs denn auch die 41  E, mag man ſie
nach dem bloß ideellen tele und We der Förderung des religiöſen
Lebens, oder als die Vereinigung aller Gläubigen desſelben ttu

Entſcheidung des Verwaltungs⸗Gerichtshofes Om November 1886,
3122, Budwinsky⸗Sammlung Nr 3244.
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einem beſtimmten Tte auffaſſen, der Charakter der juriſtiſchen

Perſon beigelegt werden.
Jede Concretex iſt aher Träger der un Frage kommenden

Rechtsverhältniſſe, alſo auch des Eigenthumsrechtes; folgerichtig wird
auch die 1* ſe In der grundbücherlichen Einlage einer
kirchlichen Liegenſchaft als Eigenthümer einzutragen ſein

Dur die Concurrenz (Pfarrconcurrenz) ird die Baulaſt für
wWe einer beſtimmten Kirche etragen, das Eigenthum des durch
ſie hergeſtellten (bäaude für die Kirche erworben und nicht für
die Gemeinde, EI dieſe nun Kirchengemeinde oder Pfarr⸗
gemein

Die Concurrenzgeſetze, welche für die einzelnen Länder erlaſſen
und durch das Geſetz zul egelung der äußeren Rechtsverhältniſſe
der katholiſchen 1  2 aufrechterhalten worden ſind, enthalten die
Vorſchriften, die zur Beitragsleiſtung Verpflichteten benennen
und die nach einem beſtimmten Umlagsmaßſtabe zu ermittelnden
eiträge eſtſetzen. Für Oberöſterreich gilt noch als Normale das
Hofkanzlei⸗Decret vom I 1807²), wona bei neuerrichteten
Seelſorge⸗Stationen un Uunter gewiſſen Vorausſetzungen auch bei
CI Pfarreien die Bauauslagen, (welche Stifte und Klöſter für
die ihnen incorporierten Pfarren Aus Eigenem tragen haben), 3U⸗
nat QAus dem Kir und bei Abgang desſelben
durch normalmäßige Repartition auf Patrone (hinſi der
Profeſſioniſten⸗Auslagen) 18 11 U (Beiſchaffung der
Baumaterialien) und m Fuhren und Hand⸗
arbeiten) vertheilen ſind

Die den Grundobrigkeiten als ſolchen auferlegten Verpflichtungen
Iommen ſeit Aufhebung des Unterthänigkeits⸗Verbandes“) Ian Wegfall;
die bezüglichen Perſonen aben glei jedem Gemeinde-⸗Mitgliede nach
dem ſie treffenden Maßſtabe verhältnismäßig (ontribuieren.
Andersgläubige ſind von ſolchen Beiträgen überhaupt befreit.“)

ErE Beſtimmungen 13  ber die Beiträgen bei Kirchen (und
Pfarrhof)bauten Verpflichteten traf hinſichtlich der Dominien und
Gemeinden das Hofkanzlei⸗Decret vom October 1839, 276205)
owie das Hofkanzlei⸗Decret vom Jänner 1841, 39963.0

Ein n  7 für Oberöſterreich als Regierungsvorlage ein⸗
gebrachtes Concurrenzgeſetz wurde vom andtage nicht angenommen.“
Zuſammenhanges hinzuweiſen war, egen In erſter Linie dem

Alſo auch Concurrenz-Vorſchriften, auf E hier des

ch ETLY die kirchliche Baulaſt auf Das Vermögen der
Kirche ſoll bei Herſtellung von Kirchengebäuden zunächſt In An⸗

Geſetz Om Mai 1874, Bl. Nr 5 Polit Hof—geſetz-Sammlung, XXVIII. Band, Dag Geſetz vom September 1848

Prov.⸗Geſ.⸗Sammlung, 21 Theil, D, 247 6) ebenda, 23 Theil, D
Art des Geſetzes vom 25 Cai 1868, R.⸗G 5) Oberöſt
Sitzung März 1863
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pruch Werden. Es iſt hienach ganz ausdrütklich die
Kirche als Rechtsſubject gedacht; ES geſchie aher nur in offen⸗
harer Verwechslung des Berechtigten mit dem Verpflichteten, wenn
nicht ſie, ondern die Concurrenz, (Pfarreoncurrenz) als Eigenthümer
des Kirchengebäudes Im Grundbuche iguriert.

Auch andere Geſetze erkennen die concreten Kirchen als juriſtiſche
Perſon, als ſelbſtändige Rechtsſubjecte. Das Geſetz betreffend die
egelung der äußeren Rechtsverhältniſſe der katholi  en Kirche vom

Mai 1874 ſpricht darum In den aragra von dem
1 Vermögen der Concreten Kirchen, daſs dieſes den ſtaatlichen
Schutz, wie Stiftungen genieße, daſs das eigene Vermögen einer
Kirche von dem Pfründenvermögen abzuſondern ſei, daſs die Cultus⸗
verwaltung die Erhaltung des der Kirche zu
überwachen habe gl

Die Vertretung des Kirchenvermögens und des Ver⸗
mögens geiſtlicher Beneficien iſt, inſoferne eS ſich die urſprüng⸗
liche Beſtiftung oder die Integrität des Stammv CTI b0 En  VY
handelt, Geſchäftsaufgabe der Finanzprocuratur ).

egen Erhaltung dieſes Stammvermögens und in Conſequenz
des vorbehaltenen ſtaatlichen Aufſichtsrechtes I Paragraph? des
voreitierten Geſetzes vom Jahre 1874 nähere Beſtimmungen 4*  ber
Veräußerung und Belaſtung des Vermögens katholiſcher Kirchen,
Pfründen und geiſtlichen Anſtalten.

ſt alſo die 1＋ ſelbſt das Rechtsſubject, ſo kann auch
nur ſie und nicht eine andere moraliſche Perſon (Kirchengemeinde,
Pfarrgemeinde) Im Eigenthumsblatte des Grundbuches ber ein
Kirchengebäude enannt werden.

Rückſichtlich der Pfarrgemeinden läſst ſich Paragraph 35 des 9E
nannten Geſetzes ahin vernehmen: 77  lle einen kirchlichen Gegenſtand
betreffenden E und Verbindlichkeiten, we in den Geſetzen
den Gemeinden zugeſprochen oder auferlegt ſind, gebüren und ob⸗
liegen den Pfarrgemeinden.“ Wo iſt aber ern Geſetz, welches
das Eigenthum eines Kirchengebäudes einer Gemeinde zuſpricht?
Wie kann demnach Ern ſolches der farrgemeinde grundbücherlich
zugeſchrieben werden?

Udem ſind die Pfarrgemeinden Im Sinne des obigen Geſetzes
noch gar nicht conſtituiert und Aben nach der Miniſterial⸗Ver⸗
ordnung vom 31 December 1877 deren Angelegenheiten bis
dieſer Conſtituierung, wie bisher, die tsge P1 3u beſorgen
Die Im Paragraph 57 U  her die Conſtituierung der Pfarrgemeinde
vorbehaltenen näheren Beſtimmungen ſind aber bis Eute nicht ELT ·=
chienen Wie ſoll nun eine noch nicht exiſtent gewordene echts⸗

Nir Verordnung 16. Februar 1855, R.

G.⸗Bl
Nr. 5 R  G  2  Bl Nr EX 187
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perſönlichkeit als Eigenthümer IR das Grundbuch aufgenommenwerden
Nur die Verwaltung des Vermögens der Pfarrkirche Edasſelbe Geſetz Im Paragraph 42 dem Pfarrvorſteher, der Pfarrgemeindeund dem Kirchenpatrone nach beſonderen, erſt noch gewärtigendenBeſtimmungen zu; al epr ä entanten, als Organe der

juriſtiſchen Perſon, Kirche, als berufen zur Vornahme von Rechts⸗
handlungen fungieren Aber nach der bisherigen Kirchenverfaſſungder Pfarrer mit den Kirchenvätern (Zechpröpſten), der Dechant und
das biſchöfliche Conſiſtorium unbeſchadet des ſtaatlichen Aufſichrechtes in Betreff der Erhaltung des Stammvermögens.

Auch die Eintragung des Religions ond al Eigenthümereiner 1 iſt juridiſch⸗techniſch nicht billigen Der Religions⸗fond iſt jene Vermögen, welches ſubſidiariſch zur Erhaltung
der und threr Bedürfniſſe, Owie zur Deckung der Cultus⸗
auslagen überhaupt 3 dienen beſtimmt iſt Er gehört In die Kate
gorie der politiſchen onde eines Landes, iſt aber nich ſelbſt Trägerdes Rechtsverhältniſſes. Seine Leiſtungen beruhen auf einer geſetzliauferlegten Verpflichtung, durch Erfüllung einer ſolchen rwirbt EU
kein Eigenthum derjenigen Sache, die hiedurch hergeſtellt worden
iſt, ſowenig auch andere oncurrenzpflichtige al olche durch ihreeiſtung einen privatrechtlichen Ite als Grundlage des Eigenthumsgeltend machen können.

Als Eigenthümer liegenden kirchlichen Gutes überhaupt kann
und ſoll Aher immer „Die ömiſch⸗katholiſche 11St (Pfarrkirche) zu Im Grundbuche eingetragen werden.

Filial kirchen bilden für ſich eine Uriſtiſche Perſon, ELr⸗;
cheinen demnach als ſelbſtändige Rechtsſubjecte, zuma als zur Er⸗
bauung einer ſolchen, wenn das eigene Vermögen einer Kirche dieſerArt nicht ausreicht, nach dem kirchlichen Concurrenzrechte nur jenebeizutragen aben, denen der Herſtellung und Erhaltung beſondersgelegen iſt, alſo diejenigen, 2 Im Bezirke derſelben wohnen,)obwohl die Heranziehung des Vermögens einer Filialkirche zurConcurrenz bei Herſtellungen der Mutterkirche geſ öu⸗läſſig

Die einem Stifte incorporierte Kirche iſt entweder als
einzutragen, oder PS kann das ſelbſt als Eigenthümerenannt werden; denn ſchon durch das Hofdecret vom Oet

wurde ausgeſprochen, daſs das pfarrliche Vermögen zwar dem be⸗
treffenden Stifte anheimfallen dürfe, dasſelbe aber ingegen, wie
vorhin, den Seelſorger, ſowie deſſen farrhaus und dieI ammallen Erforderniſſen zu erhalten ſchuldig ſein ſolle

10 Verwaltungs Gerichtshof, 21 September 187  7 1215, SammlungNr 12 Dee 1880 2447 Sammlung Nr 471 und Dece.
1886, 2623, Sammlung Nr 3281 2 Juſt. Geſetz⸗-Sammlung Nr
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arrhöfe In ganz analoger Weiſe wie Kirchen ſind In
Rückſicht auf die Eintragungen in das Grundbuch auch die arr
höfe ſowie die zur Pfarrpfründe gehörigen Liegenſchaften zu be⸗
handeln und gilt le  0 das früher von Kirchen Geſagte auch hier

Die Pfründe ſelbſt iſt Uriſtiſche Perſon, das rechtsfähige Subject,
Träger der QAmi verbundenen Rechte überhaupt nd des Eigenthums⸗
rechtes insbeſondere. Sie iſt eine bon derI verſchiedene Uriſtiſche
erſon; der Pfarrhof gehört alſo nicht zum Kirchen⸗, ſondern
zum Pfründenvermö

Nach 46 des Geſetzes vom Mai 1874 ird das Pfründen⸗
vermögen von dem geiſtlichen Nutznießer der Pfründe Unter Aufſicht
der Patrone und Oberaufſi der Biſchöfe und des Staates ver⸗
waltet und leiben die rückſichtlich der Obſorge der Pfarrgemeinden
(vorläufig Ortsgemeinden) ber die Pfründengebäude beſtehenden
Vorſchriften aufrecht Es ird aher Im Grundbuche als igen
thümer eines Pfarrhofes die römiſch⸗katholi Pfarrpfründe
à U zu nennen ſein

Friedhöfe. Bei Beantwortung der rage, wer als Eigen⸗thümer eines Friedhofes Im Grundbuche einzutragen ſei, iſt vor-
erſt erörtern, em denn der riedho zugehöre? Die Antwort
auf dieſe rage erthei In ganz präciſer Weiſe das fü Oberöſter⸗
reich maßgebende Hofkanzlei⸗Decret vom October 1829, 22999,welches die Friedhöfe als Theile der Kirchengebäude Trklärt
Dem das anze gehört, dem gehört auch jeder Eei des Ganzen,alſo der Kirche

4es entſpricht auch vollkommen der Sachlage
Ehedem die Friedhöfe Ur  EH die Kirchen erumangelegt. 4es brachte ihre Zugehörigkeit zuL 11 (Kirchhof)und ihren confeſſionellen Charakter auf das deutlichſte zumAusdrucke Hieran wurde durch die nfolge Hofdecrete vom Auguſt784 (Jo

ſefiniſche Geſetzſammlung, VI Band, EE 564) angeordneteund Umeiſt In größeren Tten aus Sanitätsrückſichten erfolgte Weg⸗verlegung der Friedhöfe er ni geändert, ſie lieben alſo In

demſelben Verhältniſſe zUum Kirchengebäude Wie früher Darum
ird auch durch die vorceitierte Hofverordnung beſtimmt, daſs ſichbei Beſtreitung der Koſten für Errichtung und Herſtellung der Fried⸗höfe nach den allgemeinen Directiven fü Kir ENn du

halten ſei Was aber durch die Kirchenconcurrenz (Pfarrconcurrenz)geſchaffen wird, iſt nicht für die Concurrenzfactoren, Gemeinde,Pfarrgemeinde, ſondern für die Kirche als Uriſtiſche Perſongeſchaffen, Ird Eigenthum der Kir Qher auch der TiedhoDarum rklärt auch der Verwaltungs⸗Gerichtshof,“) daſ ruUn

Pag 639 Entf
R.⸗G.⸗Bl. Nr Oberöſt. Provinzial⸗Geſ etzſammlun g, 11 eil,

Nr. 8659 cheidung Oom September 1887, 2482, Sammlung
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und oden eines confeſſionellen Friedhofes zweifellos Kirchen⸗
eigenthum ſei und daſs der 1V das Recht zur ſelbſtändigen Ver⸗
waltung des confeſſionellen Friedhofes als einer kirchli An⸗
0 alſo auch die ornahme aller Verwaltungsacte zuſtehe.)

In Oberöſterreich kannte die rühere Geſetzgebung nur kirch
liche confeſſionelle Friedhöfe; denn die diesfällige Baulaſt

die kirchliche Concurrenz 3u tragen, ſie galten 10⁴ als
Theile der Kirchengebäude. Es wird darum Iim Zweifel, ob CoOoNn-·
eſſione

2— oder Gemeindefriedhof, dem Friedho immer der
Charakter einer conf eſſionellen, kirchlichen Anſtalt beizulegen ſein;
mit anderen orten, nicht die confeſſionelle Eigenſchaft des Fried⸗
hofes iſt erſt beſonders 3u erweiſen, hiefür hat ſich ereits das

ausgeſprochen und iſt dieſe Eigenſchaft inſolange in Voraus
ſetzung nehmen, as nicht vorliegt, daſs der Tiedho als eine
Gemeindeanſtalt, ſpäter die ede ſein wird,
errichte worden ſei

Die confeſſionelle Eigenſchaft Imm dem Friedhofe ſelbſtredend
auch zu, wenn ur die eines kirchlichen 0n 9e⸗
ſchaffen und erhalten wird und nicht minder auch dann, wenn
run und Oden von jemanden, ſei ES Gemeinde oder rivater,
QAus einem Acte der Liberalitä gewidmet, alſo nicht in Er⸗
füllung der Concurrenzpflicht beigeſtellt wird

Wer eine Sache kirchlichen Zwecken widmet, wird ſich eben
mit dem edanken vertrau machen müſſen, daſs ſich Amt der
Befugnis mit der Subſtanz und den utzungen der Sache nach
llkür chalten, des Eigenthumes (§ 354 allg bürgerl
Geſetzbuch) begibt, daſs Omi durch die Widmung das aus dem
Eigenthume ießende Leie Verfügungsrecht naturgemäß ausgeſchloſſen
wird.2) Deshalb hat auch der Verwaltungs⸗Gerichtshof den bü cher
N Eſi eines Friedhofes für deſſen Confeſſionalität als
irrelevant erklärt.“) ird darum auch der Vorbehalt des Eigen⸗
hümers der Grundfläche für einen Dritten inſolange nicht von
Wirkſamkeit ſein können, als die Widmung erſelben Beſtattungs⸗
zwecken Ufrecht bleibt Wenn der 21  L, Die ereits erwähnt, das
Recht zur ſelbſtändigen Verwaltung des confeſſionellen Friedhofes
zuſteht, 1 Imm eS ihr auch zu, die diesfälligen Agenden 3u regeln
und näher beſtimmen, die Friedhofordnung Im eigenen
Wirkungskreiſe feſtzuſtellen. Der Wirkungskreis, welchen das Reichs⸗
Sanitätsgeſetz vom pri 1870, R.⸗G.⸗Bl Nr 68, den Ge
meinden Uunter Oberaufſi der politiſchen Behörde m ſanitäts⸗
polizeilicher Hinſicht überträgt, bleibt hiedurch unberührt.

Entſcheidung vom (o/  ember 188  , 2550, Sammlung Nr 1899
9 Vergl. Entſcheidung des Verwaltungs-Gerichtshofes vom März 1891,

1067 Sammlung Nr. 5839 2 Entſcheidung M Mai 188 870,
Sammlung Nir 140
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Aus dem Verwaltungsrechte 1e der 27 das Recht zu,die Grabſtellen anzuweiſen und die hiefür entfallenden Gebüren

empfangen, 6 zUum verrechnen ſindDie Befugnis, die Begräbnisplätze anzuweiſen, mag bei dieſer Ge⸗
legenheit des näheren erbrter wer en

Das Hofdecret vom Auguſt 1788 rdnete 0  7 daſs aufgemeinſchaftlichen Gottesäckern verſchiedener Religionsparteien die
Abtheilung der Friedhöfe nach Confeſſionen ausdrücklich dem freienlebereinkommen der Religionsparteien überlaſſen wird

Dieſe Anordnung kann auf Friedhöfe nicht mehr
angewendet werden; denn Artikel XV des Staatsgrundgeſetzes vom
2* December 1867⁷ verbürgt jeder Kirche das Recht, ihre uIn
Angelegenheiten 3e  ändig zu ordnen und verwalten.
Der Vollzug der Begräbniſſe auf katholiſchen Friedhöfen iſt zweifellos
eine interne Angelegenheit der katholiſchen Kirche und wird
Ur beſtimmte Anordnungen derſelben rituell geregelt. Die katho⸗
liſche Kirche kann darum und auch auf thren Friedhöfen die
innerkirchliche Angelegenheit der Begräbniſſe ſelbſtändig dahin
gebrdnet, daſs für Leichen Andersgläubiger eln beſtimmter Platzder Friedhöfe ausgeſchieden Erde (Ut 1060 sepulturis ecelesias-
61618 destinato. aut IuroO, aut SePE COTDPOTa Separata
SIU.

Das interconfeſſionelle Geſetz vom Mai 18685 der
Abtheilung der Friedhöfe nach Confeſſionen nicht Iim Wege, da
Artikel dieſes Geſetzes bloß anordnet, daſs keine Religions⸗
Geſellſchaft die Aufnahme der Leiche eines ihm nicht AngehörigenIn thren riedho verweigern ürfe, wenn ‘S ſich die BeſtattungIn einem Familiengrabe handelt oder wenn Im Umkreiſe der Orts⸗
gemeinde AI für die Religionsgenoſſen des Verſtorbenen beſtimmter
Friedho nicht beſteht, eſagter Geſetzesartike alſo ber den Platz,
wo die Beſtattung der Leiche eines Andersgläubigen erfolgen ſoll(ob un einem abgeſonderten Theile des Friedhofes oder In der Reihen⸗
olge der übrigen Gräber), nur für den einzigen Fall, daſs * ſich
Uum die Beſtattung in einem Familiengrabe handelt, eine Be
ſtimmung I

Das chon (itierte Reichs⸗Sanitätsgeſetz“) hat eine weſentlicheAenderung der bisherigen Geſetze ber Friedhöfe herbeigeführt. DieſesGeſetz verweist nämlich Im Paragraph die Errichtung, Inſtand⸗haltung und Ueberwachung der Friedhöfe In den ſelbſtändigenWirkungskreis der Gemeinden. Freilich iſt letztere Anordnungnicht dahin zu verſtehen, als0 Ami die Umänderung der beſtehendenche Friedhöfe In Communalanſtalten verfügt werden

Tit 1 Cap
R

2

G.⸗Bl Nir 142 2 Wiener Provinzial⸗Concil vom Jahre 1878

1.⸗G.⸗Bl. Nr
R  2  G  —  Bl Nr. 4 Geſetz vom April 1870

inzer „Theol.⸗prakt. Quarta  rift.“ 1894,
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wollen, vielmehr iſt durch dieſe Beſtimmung nur feſtgeſetzt worden,
wem von die Verpflichtung obliege, den ſich ergebenden
Bedürfniſſen nach ſolchen Anſtalten Im Bereiche der anitäts⸗
pflege Abhilfe ſchaffen Die Aenderung iſt m der Richtung
eingetreten, daſs die frühere Geſetzgebung, we nulr onfeſſ onelle
Friedhöfe als Theile der Kirchengebäude kannte, ſoba die
Neuanlage oder Erweiterung eines Friedhofes aus ſanitären
Gründen nothwendig wurde, hiefür nuuLr die betreffenden kirch
en Organe (Pfarrconcurrenz) in Anſpruch nehmen konnte, W —

dermalen Qus dem ſanitären Geſichtspunkte von ſtaats⸗
nuLr die ts zu ſolchen Herſtellungen verhalten

werden kann.
Hieraus ergibt ſich daſs die Ortsgemeinde allerdings nicht

zur Herſtellung eines confeſſionellen Friedhofes verpflichtet iſt,
da von einer Ortsgemeinde als ſolcher die Herſtellung kirch⸗
er Anſtalten überhaupt nicht verlangt werden kann, daſs alſo
der von ihr un Tfüllung ihrer Im Paragraph des Sanitätsgeſetzes
begründeten errichtete Friedho eine eigentliche Gemeindeanſtalt
ſei Hiebei iſt jedo lediglich auf den illen der bei ſeiner Er⸗
richtung Betheiligten zurückzuſehen, denn daſs die Errichtung oder
Erweiterung eines Friedhofes aus ſanitären Rückſichten Tfolgt,
chließt den confeſſionellen Charakter und die Anwendung des
kirchlichen Concurrenzrechtes noch nicht aus, wonach alſo für
die rage, Wer die betreffenden Koſten zu tragen habe, nuLr die
Thatſache maßgebend ſein kann, ob In Erfüllung jener Anforderung
nach dem üllen der Betheiligten ein arr oder en
Gemeindefriedhof errichte werden ſolle; erſtere ſicht iſt aber
ſchon dann 3u entnehmen, enn die Gemeinde auf den ihr von der
politiſchen Behörde der Friedhoferrichtung ertheilten Auftrag
dieſe Angelegenheit nicht Im eigenen Wirkungskreiſe behandelt,
ſondern die politiſche Behörde das Anſuchen richtet, die Leitung
der Verhandlung zu übernehmen.“)

Es kann alſo dem Friedhofe nur dann der Charakter eines
Communalfriedhofes beigelegt berden, enn EL von der Tts  2
gemeinde Im eigenen Wirkungskreiſe, nicht un Vertretung
der Pfarrgemeinde und nicht Unter Heranziehung anderer Concurrenz⸗
factoren, als emeinde⸗

Sanität

Sanſtalt Unter Aufbringung
der Koſten nach den Concurrenzvorſchriften für Gemeinde-Sanitäts⸗
auslagen, erri Wwir

In Conſequenz deſſen müſsten aber auch dann, die Orts⸗—
gemeinde die aus ſanitären Gründen (S des Sanitäts geſetzes)
nothwendige N eines beſtehenden Friedhofes ohn

0 Verwaltungs⸗Gerichtshof, November 1878, 1781, Sammlung
Nr 361, cai 1878,

2407 Verwaltungs⸗Gerichtshof, Februar 1888, 186, Sammlung794. Sammlung Nr 268  7 und uli 1889,
Nr 3808, und vom 21 anner 1885, 118 Sammlung Nr 2375.
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Heranziehung anderer actoren er  E  7 dieſe nen errichtetenomplexe von Begräbnisplätzen nicht als kirchliche, ſondern als
Communalfriedhöfe, und die für Benützung von Grabſtellen
von der Gemeinde eingeforderten Gebüren als Auflagen für Be⸗
nützung von Gemeindeanſtalten anzuſehen ſein, 3  ber welcheverfügen nicht Im Bereiche der kirchlichen und ſtaatlichen Cultus⸗
ehörden liegt.“)

(Cber das gegenſeitige Verhältnis zwiſchen confeſſio⸗nellem und Gemeindefriedhof iſt folgendes zu erinnern:
Da Urch aragrap des V  er citierten Sanitätsgeſetzesdem kirchlichen Concurrenzrechte ni geänder worden iſt, zufolgekirchlicher Vorſchrift aber vu jeder Pfarrkirche regelmäßig ein Friedhofgehört, ſo müſſen auch zu Friedhöfen die Eingepfarrten die geſetz⸗liche Baulaſt, Wwie 3 anderen kirchlichen Gebäuden leiſtenkann alſo die letztere Verpflichtung durch den Beſtand von

Gemeindefriedhöfen nicht entfallen.?) Die Gemeinden ſinddarum, ſoba die berufenen Vertreter einer Religions⸗Geſellſchaftüher die Herſtellung des Friedhofes als Cultusanſtalt chlüſſiggeworden ſind, gehalten, die Angelegenheit nach den kirchlichenConcurrenz⸗Normalien weiter führen.“Durch den Beſtand eines Gemeindefriedhofes wird aber
die Verpflichtung der Pfarrholden zur Errichtung eines arr⸗friedhofes nicht unbedingt, ſondern NUTL inſoweit aufgehoben,als hiedurch der etztere Tiedho und zwar für die darrgemeinde) entbehrlich erſcheint, ebenſo wie durch den Beſtand eines
confeſſionellen Friedhofes die Verpflichtung der Ortsgemeinde
zur Errichtung eines Gemeindefriedhofes nicht unbedingt, ſondern
NUT inſoweit behoben iſt, als ern —erſcheint er hienach nicht nothwendig

Auch bei dem Beſtande eines Communalfriedhofes kann dieBelaſſung und Weiterbenützung. beziehungsweiſe die Erweiterungdes confeſſionellen Friedhofes als Cultusanſtalt in ragekommen, dies namentlich dann, enn der Pfarrſprengel ber Theilevon Nachbargemeinden ſich erſtreckt, uma die Bewohner ſolchereingepfarrter Gebietstheile vermöge ihrer Zugehörigkeit zur arrgemeinde thren Pfarrfriedho zu ben  1 das Recht haben,?während
der rem

hnen. ein ſolches Recht rückſichtlich des Communalfriedhofes
Erklärt

Ortsgemeinde nicht zuſteht.
ſich nun die Pfarrgemeinde bereit, ihren confeſſionellenFriedho deſſen Vergrößerung ſich als nöthig darſtellt, zu erweitern,ſo hat di Pfarrgemeinde die bezüglichen Koſten 3u tragen, mag

Verwaltungs⸗Gerichtshof, Mai 1882, 870  7 Sammlung Nr 1411Verwaltungs⸗Gerichtshof, 3 Februar 1888, 186, Sammlung Nr. 3911d September 1885, 2475, Sammlung N‚  ET 2696 Verwaltungs⸗
GerichtshoGerichtsho Februar 1888, 186 Sammlung Nr 3911 Verwaltungs⸗Mai 1887, 808  7 Sammlung Nr 3518

20*
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auch die politiſche Behörde die Erweiterung als durch Rückſichten
der Sanitäts⸗Polizei eboten rklärt haben, y) denn auch der Um⸗
and, daſs die Errichtung oder Erweiterung eines Friedhofes QAus
ſanitären Rückſichten erfolgt, chließt den confeſſionellen Cha
rakter und die Anwendung des kirchlichen Concurrenzrechtes
ni aus.?

Ein ſolcher Friedhof, deſſen Erweiterung durch die eingepfarrten
Gemeinden (Pfarrconcurrenz), und ni durch die Ortsgemeinde
bewerkſtelligt wird, bleibt auch im erweiterten Theile eine Anſtalt
der Cultusgemeinde, ern confeſſioneller Tiedho Ein Qus-⸗
ſchließlich aus dem Erlöſe der verkauften Grabſtellen entſtandener
Grabſtellenfonds Are In erſter Reihe zur Beſtreitung der
Koſten der Erweiterung des diesbezüglichen Friedhofes beſtimmt.“)
cber den Streit der Concurrenzfactoren, welcher erſelben für den
Aufwand zur Erweiterung eines confeſſionellen Friedhofes aufzu⸗
kommen habe, iſt von den adminiſtrativen Behörden Im regelmäßigen
Inſtanzenzuge zu erkennen.“

Aus dem Vorgeſagten Ergtht ſich als Corollar, daſs die kirch⸗
en Organe unter Umſtänden In der Lage dren, die
Schließung eines confeſſionellen Friedhofes Einſprache zu erheben

Die Verfügung der Auflaſſung von Friedhöfen gehört zum
ſelbſtändigen Wirkungskreiſe der Gemein und Qher zur Com⸗
petenz der AaQutonobmen ehörden, Unbeſchadet des Aufſichtsrechtes
der Staatsverwaltung In allen Sanitäts⸗Angelegenheiten.“) Es dürfte
aber die Schließung des Friedhofes wohl keineswegs nach dem Grund—⸗
ſatze 816 VOIO 816 jubeo und des confeſſionellen Fried⸗
Ofe. einen Gemeindefriedhof 3u ſetzen, ondern nur Aus überwiegenden
ſanitären Rückſichten verfügt werden, da das Sanitätsgeſetz den Ge⸗
meinden die Ueberwachung der Begräbnisplätze nur In Abſicht auf
die Handhabung der Geſundheits⸗Polizei überträgt.

e Im confeſſionellen Friedhofe der 11  E, ſo bleibt im
Gemeindefriedhof der Gemeinde Eigenthum und Verwaltungsrecht
in vollem mfange gewahr

Deſſenungeachtet kann nicht jeglicher Einfluſs der Kirche auf
den Communal⸗Friedhof als ausgeſchloſſen betrachtet werden. Der
—— verbleibt aſe die ornahme der Begräbniſſe, leſe bilden
eine innerkirchliche Angelegenheit, jede Religions⸗Geſellſchaft
nach thren eigenen Beſtimmungen ſelbſtändig ordnen und zu ver⸗
walten hat (Art 15 des Staatsgrundgeſetzes vom 21 Dee 1867,
Nir 142.) Es darf alſo auch Im Communal⸗ Friedhofe keine Ein⸗

Verwaltungs⸗Gerichtshof, März 1880, 388, ammlung Nr 720.
5 Verwaltungs  Gerichtshof, Februar 1888, 186, Sammlung Nr. 3911

Verwaltungs Gerichtshof, December 1885, 3324, ammlung Nr. 2832
September 1885, 2475, Sammlung Nr. 2696 Rei

gericht, uli 1874. Hye, Sammlung II Verwaltungs⸗Gerichtshof,
März 1890, 7  08, ammlung Nr 5192
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richtung beſtehen, die den kirchlichen Vorſchriften 4*  ber die rituelle
Ausführung der Begräbniſſe widerſtreitet. Soj wird denn das Be
gehren der E, den riedho nach Confeſſionen abzutheilen, auch
Im Gemeindefriedhofe nicht abzuweiſen ſein

Schluſsbemerkungen. Noch Ird * ſich darum handeln
zu zeigen, wie die Eintragungen Im Eigenthumsblatte des Grund⸗
E hinſichtli des kirchlichen Eigenthums In Ordnung gebracht
werden könnten, wenn etwa die günſtigſte Gelegenheit iezu, E
508 Verfahren zur nlegung Grundbücher geboten ätte, nicht
benützt worden wäre

Es gibt zwei Wege, den der gütlichen Vereinbarung und
den ordentlichen —  weg (Weg der gerichtlichen Klage)Wo Kirche und confeſſioneller riedho nicht der 1  27 der
Pfarrhof nicht der Pfarrpfründe, ſondern, wie ‘eS nicht ſeltenvorkommt, der Gemeinde (Kirchengemeinde, Pfarrgemeinde, Arr.concurrenz) bücherlich zugeſchrieben iſt, wäre ſich unächſt den
Gemeindevorſteher wenden, die zur Richtigſtellung der Ein⸗
ragung nöthige tabularmäßige Urkunde 3u erlangen. Zu dieſemBehufe are dem Gemeindevorſteher die Rechtslage auseinanderzu⸗etzen und betonen:

daſs bei nlegung des neuen Grundbuches die Eintragung des
Eigenthumsrechtes der Gemeinde ohne Nachweis eines privatrecht⸗en Titels iezu erfolgte;

aſs eine grundbücherliche Eintragung, und für ich, nochkeineswegs E  E, in geſetzmäßiger Weiſe erworben wurden,
3u verleihen ermag, daſs alſo Aus der thatſächlichen Ein⸗
tragung thre. Eigenthums In das neue rundbu für die Gemeinde
noch kein Recht entſtanden iſt;daſs der Gemeinde jeder Rechtstitel zum Eigenthume oder
Tabularbeſitze einer oder des vom Geſetze ſe als Eldes Kirchengebäudes erklärten Friedhofes, Liegenſchaften, die ſiedoch niemals erworben hat, fehlt;

daſs hingegen der Kirche als juriſtiſcher Perſon Ein weit ſtärkeresRecht zur elte ſtehe, indem leſe die Liegenſcha ſeit jeher (dabeiiſt eln mindeſtens vierzigjähriger eitraum vorausgeſetzt) Un uUunter⸗
und U5s HI 9‚. ——— katholiſchen Cultuszwecken benütze,alſo die Sache beſitzt, dieſe ihrem Willen gema dem wecke,dem dieſelbe dienen ſoll, verwendet, weshalb chon dieſernach den Beſtimmungen des Privatrechtes in der vom Geſetze feſtgeſetzten Zeit Ur Erſitzung führen und ſchon Aus dieſem Titel

das Eigenthumsrecht der Kirche anerkannt werden müſste.Die auszuſtellende Tabular⸗Urkunde bezweckt nicht eine ebürenpflichtige Eigenthums⸗Uebertragung, ondern nur eine Berichtigung
Ge

Glaſer-⸗Unger, Sammlung Nr. 11.8
) Entſcheidung des oberſt 993.—— vom 2 November 1887, 1183,
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der Eintragung Im Eigenthumsblatte des Grundbuches ſie unterliegt
Qher dem fixen Stempel von kr 84 und müſete aus
drücklich die Zuſtimmung zur Einverleibung des Eigenthumsrechtes
der römiſch⸗katholiſchen Kirche (Pfarrkirche 2e.) Pfarrpfründe
enthalten. Da die Angelegenheiten der Pfarrgemeinde derzeit noch
von der Ortsgemeinde beſorgt werden,)) ſo iſt nach der Gemeinde⸗
Ordnung für Oberöſterreich 2) die Urkunde von dem Gemeinde-Vor—
ſteher und einem Gemeinderathe unterfertigen und darin die Zu⸗
immung des Gemeinde-Ausſchuſſes Mitfertigung von zwei
Ausſchußmännern erſichtlich machen (8 Gemeinde⸗Ordnung),
auch iſt die Urkunde der Genehmigung des Landesausſchuſſes 3u
unterziehen Gemeinde⸗Ordnung).

Sollte das Ziel auf dem vorgeſchilderten Wege nicht 3u erreichen
ſein, ſo erübrigte nur der ordentliche Rechtsweg, die Klage Qus dem
Ite. der Erſitzung Hiebei E, da PS ſich das Stamm⸗
vermögen der Kirche handelt, die Finanz Procuratur den Rechts
eiſtan zu eiſten

Bei dieſer Gelegenhei mag der Entſcheidung des oberſten Ge⸗
richtshofes Erwähnung geſchehen, womit dieſer un dem Streite
zwiſchen einer Kirche und der Im Grundbuche als Eigenthümer des
Gotteshauſes eingetragenen Gemeinde ber beiderſeits behauptete
vierzigjährige rſitzung das Eigenthum dem Gotteshauſe
ſa mit der klagenden 4.5 zugeſprochen hat

Beigeſetzt ſei übrigens, daſs auf dem obbeſprochenen Wege der
gütlichen Auseinanderſetzung ſchon mancherorts die Sache In rdnung
gebracht wurde Vigilantibus jura!

Die vier Evangelien bei der FI ohnleimnams⸗
Proceſſion.

0bn Profeſſor Dr. Franz mi VN Brixen.
Es iſt bekannt, daſs n den Alpenländern und wohl überhaupt

nördlich von den Alpen bei der feierlichen Frohnleichnams Proceſſionvier verſchiedenen Standorten die Anfangsperikopen der vier
Evangelien abgeſungen werden, worauf jedesmal der Segen mit
dem Allerheiligſten olg In Italien und namentlich in Rom, dem
Centralpunkte des katholiſchen Cultus, findet ſich dieſer Gebrauch
nicht Derſelbe iſt bei uns jedenfalls ehr alt ſt Er auch geeignet,
die Feierlichkeit der theophoriſchen Proceſſion In harmoniſchem Sinne

erhöhen Wir nehmen keinen Anſtand, dieſe rage mit einem

R.⸗G.⸗Bl. Nr. 1878 eſetz

2 und Verordnungsblatt für das
Erzherzogthum Oberöſterreich. Jahrgang 1864, Nr. erordnung von

Februar 1655, Bl Nr Erkenntnis vom 1  uni 1882,
6833; Glaſer-Unger, Sammlung N  (TY 9037


